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in Dienstkleidung unterwegs
seid, werdet ihr merken, dass
euch einige Leute allein des-
wegen feindselig begegnen.
Die üstra arbeitet nun einmal
für die breite Masse. Ihr müsst
euch für so was ein dickes Fell
zulegen und immer wieder sa-
gen, dass man es nicht jedem
Recht machen kann.“ 

Zum Fell, das dick genug sein
sollte, die spitzen Nadeln un-
sachlicher und ungerechtfer-
tigter Beleidigungen abzuhal-
ten, gehöre auch eine große

wältigung, die Seminar-Lern-
ziele, ausdiskutiert. Jeder der
Teilnehmer hat für sich erfah-
ren, dass er bei der Wahrneh-
mung von Konflikten und Ge-
walt seine eigene Toleranz-
grenze hat und dass er das
 Gehörte nicht einfach zu den
Akten legen sollte. Das hat
 Roland Weiß allen am Schluss
nochmal klar gemacht: „Das
heute war wie Führerschein-
machen, jetzt müsst ihr weiter
an euch arbeiten, dann kommt
man im Alltag auch klar.“ cri

als vielmehr das Fahrpersonal
auch bei der Konfliktvermei-
dung weiter im Sinne von Ser-
vice und Kundenfreundlichkeit
zu sensibilisieren. 

Um dahin zu gelangen, wird in
den Schulungen der Spieß um-
gedreht: „Im Unternehmens-
bild der neuen üstra dreht sich
alles um den Fahrgast, und im
Kontakt mit dem Fahrgast ent-
stehen Konflikte, die“ – hier
legt Roland Weiß eine Pause
ein –„oft in der Persönlichkeit
des Fahrers begründet sind. Ein
Busfahrer, der seinen Frust an
den Fahrgasten auslässt, wird
nicht lange dabei bleiben.“

Überraschte Minen bei einigen
Seminar-Teilnehmern: So ein
bisschen Aggressivität von
Fahrgast-Seite, das steckt man
doch wohl weg, scheinen sie
zu denken, werden dann aber
doch nachdenklich, wie die
Kollegen, die schon im Fahr-
dienst tätig waren, als Weiß
weiterspricht. „Wenn ihr erst

Portion Gelassenheit: „Ihr
müsst in jeder Situation Ruhe
bewahren und nichts persön-
lich nehmen“, fordert Roland
Weiß, wobei er einräumt, dass
schon eine Menge Selbstbe-
herrschung nötig ist, wenn
zum Beispiel ein Krawallma-
cher den Fahrer als „faules
Schwein“ oder Schlimmeres
beschimpfe und andere Fahr-
gäste dazu applaudieren. 

Wer sich in diesem anspruchs-
vollen Beruf die innere Ruhe er-
halten wolle, sei gut beraten,
sein Leben nicht zu eng zu ge-
stalten: „Mindert den Zeit-
druck, in dem ihr weit vor
Schichtbeginn vor Ort seid,
schafft euch in der Freizeit Re-
genationsmöglichkeiten, bei
denen ihr euren Frust abbauen
könnt“, empfiehlt Roland Weiß,
der selbst seit 25 Jahren begei-
sterter Angler ist.

Gut sieben Stunden später
sind Konfliktvermeidung, Kon-
fliktbewältigung und Stressbe-

> Erfahrungsaustausch: (v. l.): Marek, Kai, Heinrich, Roman und Wolfgang.
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> Info

Der Autor ist Herausge-
ber der Monatszeitung
Behörden Spiegel, den er
seit 1985 auch als Chef-
redakteur verantwortet.
Der Behörden Spiegel
organisiert zahlreiche
Veranstaltungen zu The-
men der Sicherheit, Mo-
dernisierung und Demo-
graphie. Der Autor be-
gann seine journalisti-
sche Tätigkeit als Mitar-
beiter der Süddeutschen
Zeitung, später arbeite-
te er für WDR und NDR
sowie für das Adolf-
Grimme-Institut. �

Perspektiven für den öffentlichen Dienst:

Motivation und Kreativität
Was erwartet den öffentlichen Dienst: eine neue Bun-
desregierung, fünf neue Landesregierungen, Finanz-
und Wirtschaftskrise, rückläufiges Steueraufkommen
und Haushaltssperren – und genug Phantasie für
Spareingriffe bei den politisch Verantwortlichen. Die
Rahmenbedingungen jedoch bleiben unverändert.

Die demographische Wende
ist da: Erstmals tritt 2012/
2013 ein Teil der geburten-
starken Jahrgänge in den Ru-
hestand ein. Schon heute
können die öffentlichen Ar-
beitgeber im Wettbewerb mit
den Unternehmen viele Stel-
len für IT-Spezialisten, Ingeni-
eure, aber auch Juristen nicht
mehr mit qualifiziertem
Nachwuchs besetzen. Bei den
Kommunen werden regulär
in den nächsten Jahren mehr
als ein Drittel der Beschäftig-
ten in den Altersruhestand
treten – in den nächsten ein-
einhalb Jahrzehnten werden
gar 50 Prozent aller Beschäf-
tigten in den westdeutschen
und 64 Prozent in den ost-
deutschen Kommunen alters-
bedingt ausscheiden.

Personalplanung
muss Chefsache 
werden

Die Folgen werden sein, dass
manche Pflichtaufgabe in der
öffentlichen Daseinsvorsorge
nicht mehr so ausgeführt
werden kann wie jetzt, zahl-
reiche Stellen unbesetzt blei-
ben werden und die Arbeits-
verdichtung für die Beschäf-
tigten steigt. Hinzu kommt
noch, dass die (neuen) Lan-
desregierungen ihre großen
Personalkörper in der Schule
und bei der Polizei als Ein-
sparpotenzial begreifen.

>

also Aufstiegschancen eröff-

net. Wer eine Perspektive hat,

ist bereit mehr als das Not-

wendige zu leisten.

Kreativpotenzial
freisetzen

Der Freisetzung des Leis-

tungs- und Kreativpotenzials

einer qualifizierten Mitarbei-

terschaft steht häufig noch

ein weiteres Hindernis im

Wege, das in Zeiten von Re-

gierungswechseln verlangt

angesprochen zu werden. Die

parteiliche Personalpolitik

hat nicht etwa ab, sondern in

den letzten Jahren zugenom-

men. Die Parteizugehörigkeit

ergänzt meist die vorhande-

ne Qualifikation, doch mitun-

ter ersetzt sie sie auch. Wer

weiß das besser als die Perso-

nalvertretungen, die neben

der Öffentlichkeit die einzi-

gen sind, die die vom An-

spruch der Parteien auf Be-

setzung von Beförderungs-

stellen ausgehende Demoti-

vation begrenzen können. 

Eine parteiliche Personalaus-

wahl widerspricht natürlich

der Personalentwicklungspla-

nung, wie sie manche großen

Kommunen bereits hochpro-

fessionell in Angriff genom-

men haben. Es gibt also posi-

tive Steuerungsmöglichkei-

ten unter den ungünstigen

Rahmenbedingungen.

>

Die neue Koalition im Bund
wird den Privaten, die mehr
und mehr in Bildung, Sicher-
heit, Versorgung und Gesund-
heit drängen, weiter Raum
geben wollen.

Eine qualifizierte und moti-
vierte Mitarbeiterschaft hat
nichts zu befürchten, denn
sie kann ihre Kompetenz be-
weisen. Die oft schräg beäug-
ten Privaten kochen auch nur
mit Wasser und entlohnen
häufig schlecht: keine Vor-
aussetzungen, einen qualifi-
zierten, innovativen und
selbstbewussten öffentlichen
Dienst zu verdrängen. 

R. Uwe Proll 

Wie kann nun der öffentliche
Dienst unter diesen Rahmen-
bedingungen bei der Nach-
wuchsgewinnung wettbe-
werbsfähig bleiben und gleich-
zeitig seine Aufgaben effizient
und effektiv erfüllen? Eine
starke moderne Verwaltung
braucht unter solchen Bedin-
gungen motivierte Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Per-
sonalentwicklungsplanung
muss zur Chefsache in jeder
Behörde werden – dabei muss
in solchen Konzepten auch
„Entwicklung“ drinstecken und
nicht blanker Personalabbau,
wie in einigen Bundesländern.
Wenn schon haushaltsbedingt
zukünftig der Abstand zur Be-
zahlung von Nachwuchskräf-
ten in der freien Wirtschaft
nicht aufgeholt werden kann,
so ist eine Attraktivitätssteige-
rung der Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst der sinn-
vollste Weg. 

Eine Erweiterung der Entschei-
dungsspielräume des Einzel-
nen, umfangreiche Qualifizie-
rungsmaßnahmen und eine
bessere Ausstattung der Ar-
beitsplätze selbst, zum Beispiel
mit modernster auch mobiler
Informations- und Kommuni-
kationstechnologie sind not-
wendig. Die Qualifikationsan-
gebote sollten weg vom miefi-
gen Charakter eines Fortbil-
dungskurses, hin zu einer Wis-
sensaneignung, die dem eige-
nen Fortkommen dienen kann,
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Nachdem der bisherige dbb 
Jugendvorsitzende Michael
Westphal sein Amt aus ge-
sundheitlichen Gründen
niederlegen musste, fiel die
Wahl des Bundesjugendaus-
schusses auf die stellvertre-
tende Vorsitzende Sandra
Hennig. Eine nicht geplante
Karriere im Zeitraffertempo –
belastet das? „Der Sprung war
zwar extrem, aber ich nenne
das nicht belastend. Auf der
anderen Seite ist der Erwar-
tungsdruck natürlich entspre-
chend hoch, aber damit lerne
ich umzugehen“, sagt Hennig,
die auch eine neue Lebenssi-
tuation handeln muss. Mit ei-
ner Teilbeurlaubung arbeitet
sie zu 50 Prozent im Finanz-
amt München und zu 50 Pro-

zent beim dbb in Berlin. „Das
macht zusammen zwar
150 Prozent, aber ich bin nicht
in die Gewerkschaftsarbeit
gegangen, um mich auszuru-
hen. Bestimmte Ideen kann
man eben am besten umset-
zen, wenn man es selbst
macht. Auf dem Sofa liegen
kann ich später immer noch.“
Dass die Freizeit mit Familie
und Freunden dadurch knapp
wird, nimmt Hennig in Kauf:
„Alles eine Frage des Organi-
sationstalents!“

Ganz oben auf der Prioritäten-
liste der 26-jährigen Finanz-
beamtin steht das Image des
öffentlichen Dienstes: „Ich
möchte das Bewusstsein der
Öffentlichkeit dafür schärfen,
was die Menschen im öffent-

lichen Dienst Tag für Tag leis-
ten.“ Dass der öffentliche
Dienst etwas wert ist, habe
sich sogar noch nicht bei allen
Dienstherrn herumgespro-
chen. Wenn Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter als willige,
unkündbare Arbeitnehmer
betrachtet werden, die alle
möglichen Zumutungen aus-
halten ohne zu murren, zeige
sich, wie wichtig gewerk-
schaftliche Arbeit sei. „Be-
sonders bei der Leistungsbe-
zahlung und der Flexibilität
des Dienstrechts müssen wir
besonders für den Nachwuchs
noch viel mehr tun, um einen
Einstieg in den öffentlichen
Dienst attraktiv zu machen.“
Die große berufliche Band-
breite des öffentlichen Diens -
tes allein reiche nicht: „Junge
Leute haben zwar noch den
nötigen Idealismus im Beruf,
aber sie gehen nicht aus pu-
rem Idealismus zum Beispiel
in die Sozialversicherung. Des-
wegen wollen sie nicht nur ei-
nen relativ sicheren Job, son-
dern auch Aufstiegsmöglich-
keiten, Perspektiven und na-
türlich auch ein bisschen Geld
in der Tasche.“

Als jüngstes Mitglied im dbb
Bundesvorstand freut sich die

Betriebsprüferin, dass ihre An-
sätze positiv aufgenommen
werden. Unter anderem will
sie die Öffentlichkeitsarbeit
der dbb jugend ausweiten
und deren Profil noch stärker
als bisher in der Politik be-
kannt machen. Deshalb be-
sucht sie an vielen Wochenen-
den Veranstaltungen der Ju-
gendorganisationen der gro-
ßen Bundestagsparteien und
wird sich zusammen mit der
Bundesjugendleitung auch
bei Arbeitgebern und Dienst -
herrn ins Gespräch bringen.
„Eine neue Homepage der
dbb jugend wird es auch ge-
ben“, verrät Hennig, die neue
Medien wie Twitter und Social
Networking als Handwerks-
zeug schätzt. „Das sind ganz
neue Möglichkeiten, die Ar-
beit von Jugendverbänden
besser zu koordinieren und öf-
fentlich Meinung zu machen“,
sagt Hennig, die auch das 
Seminarangebot der dbb ju-
gend ausweiten und der Orga-
nisation insgesamt einen fri-
schen Auftritt verschaffen will.
„Michael Westphal hat hier
mit seinem Team großartige
Vorarbeit geleistet. Wir be-
danken uns ganz herzlich bei
ihm und knüpfen daran an.“br

dbb Bundesjugendleitung:

„First Lady“
Die dbb jugend hat mit Sandra Hennig eine
neue Vorsitzende, die den Jugendverband mit 
frischen Ideen, viel Engagement und Weitblick
weiter nach vorne bringen will.

> Michael Westphal hat das Amt des Bundesjugendleiters aus gesund-
heitlichen Gründen niedergelegt. Sandra Hennig wird seine erfolgrei-
che Arbeit fortführen.

> Zur Person: 

Sandra Hennig
Die 26-jährige Finanzbeamtin trat nach
dem Abitur 2001 in die gehobene
Dienstlaufbahn der bayerischen Finanz-
verwaltung ein und schloss die Ausbil-
dung 2004 mit dem Diplom als Finanz-
wirtin (FH) ab. Seitdem arbeitet sie als
Betriebsprüferin zunächst beim Finanz-

amt Fürth, heute in München. Nachdem die gebürtige
Chemnitzerin 2004 in die Bezirksjugendleitung der Bayeri-
schen Finanzgewerkschaft (bfg) eingestiegen war, wurde
sie bereits 2008 als stellvertretende Vorsitzende in die
Bundesjugendleitung des dbb gewählt. Nachdem dbb
Bundesjugendleiter Michael Westphal sein Amt im Spät-
sommer 2009 aus gesundheitlichen Gründen niederlegen
musste, wählten die Delegierten eines außerplanmäßigen
Bundesjugendausschusses die junge Finanzbeamtin am
28. September 2009 zur neuen dbb Bundesjugendleiterin.
Hennig ist Mitglied des dbb Bundesvorstandes und enga-
giert sich darüber hinaus in der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung. �
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Der Bundesvorsitzende der
Verkehrsgewerkschaft GDBA,
Klaus-Dieter Hommel, hat sich
gegen ein generelles Alkohol-
verbot in Bahnhöfen und Zü-
gen ausgesprochen, wie es
derzeit von der Deutschen
Bahn AG geprüft wird. Sinnvol-
ler sei es, bei Volksfesten und
Fußballspielen gezielt gegen
volltrunkene Fahrgäste vorzu-
gehen. Dafür sei aber mehr
Personal nötig, sagte Hommel
am 19. Oktober 2009.

Auch die Gewerkschaft Deut-
scher Lokomotivführer (GDL)
mahnte mehr Personal an, das
in einschlägig bekannten Ge-
genden und in den Abend- und
Nachtstunden eingesetzt wer-
den müsse. „Gelingt es uns
nicht, die Gewaltspirale her-

unterzudrehen, werden Busse
und Bahnen Kunden verlieren
und der Individualverkehr
nimmt zu. Das kann keiner
wollen“, sagte GDL-Chef Claus
Weselsky der „Frankfurter All-
gemeinen Sonntagszeitung“
(Ausgabe vom 18. Oktober
2009). �

> GDBA und GDL

Alkoholverbot in Zügen
löst kein Problem

> Klaus-Dieter Hommel, 
Bundes vor sitzender der 
Ver kehrs gewerk schaft GDBA

> Claus Weselsky,
Bundesvorsitzender der GDL

Die Vorsitzende des dbb rhein-
land-pfalz, Lilli Lenz, hat den
rheinland-pfälzischen Pen-
sionsfonds für Beamte diffe-
renziert bewertet. Im Inter-
view mit boerse.ARD.de
(12. Oktober 2009) sagte Lenz,
der dbb habe einen solchen
Fonds gefordert, um mit einem
Gegenwert für die Beamten-
versorgung für die Zukunft sei-
ner Mitglieder vorzusorgen.
„Eine andere Frage ist aber,
wie die Sache tatsächlich gere-
gelt ist. Der Fonds ähnelt eher
einem haushalterischen Ver-
schiebebahnhof“, kritisierte
Lenz.

Konkret kauft der Fonds
Schuldverschreibungen des
Landes und vom Land verbürg-
te Forderungen, was allerdings
bedeutet, dass die Mittel von
der linken in die rechte Tasche
verschoben werden. Denn im
nächsten Schritt, so Lenz, leiht
sich das Land vom Fonds wie-
der Geld zurück. Statt die
Fondsmittel ausschließlich in
Anleihen des Landes anzule-

gen, schlägt die Vorsitzende
des dbb rheinland-pfalz vor,
auch andere konservative In-
vestmentmöglichkeiten einzu-
beziehen. �

> dbb rheinland-pfalz

Pensionsfonds ähnelt
Verschiebebahnhof

> Lilli Lenz,
Vorsitzende des 
dbb rheinland-pfalz

Die angehende Regierungskoa-
lition von CDU und FDP in
Schleswig-Holstein hat sich in
ihren Verhandlungen für einen
pauschalen Abbau von zehn
Prozent aller Stellen im öffent-
lichen Dienst des Landes aus-
gesprochen. „Und das bedeu-
tet in Zahlen 5 600 Arbeitsplät-
ze“, machte die Landesvorsit-
zende des dbb schleswig-hol-
stein, Anke Schwitzer, am
13. Oktober 2009 deutlich. 

Bereits mehrfach, zuletzt im
Juni 2009, hatte der dbb
schleswig-holstein vor Strei-
chungen nach dem Gießkan-
nenprinzip gewarnt und gefor-
dert, zunächst die Aufgaben,
die der Staat künftig noch er-
füllen soll und muss, exakt zu
definieren. Erst danach sei die
Frage zu stellen, mit wie viel

> dbb schleswig-holstein

Koalitionsverhandlungen
erfordern Sensibilität 

> Anke Schwitzer,
Vorsitzende des 
dbb schleswig-holstein

> Info

Schritt zum Europäischen Rechtspfleger  

Als einen „Meilenstein auf dem Weg zum Europäischen Rechts-

pfleger“ hat der Präsident der E.U.R. (Europäische Union der

Rechtspfleger), Thomas Kappl, eine neue Studie über die Eva-

luierung der europäischen Justizsysteme vom 30. September

2009 gewertet. Darin hatte die CEPEJ (Europäische Kommission

für die Effizienz der Justiz) beim Europarat den Vorschlag der

E.U.R. über Rolle und Aufgaben eines Europäischen Rechtspflegers

übernommen. „Das ist eine große Anerkennung unserer Arbeit,

die wir mit der Erstellung des Grünbuchs für einen Europäischen

Rechtspfleger geleistet haben. Damit steht der Einführung des

Europäischen Rechtspflegers nichts mehr im Wege“, so Kappl, 

der auch Vorsitzender des Vereins der Rechtspfleger im Bundes-

dienst (VRB) ist. �

Der Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE) hat gefordert, die
Beschlüsse des Bildungsgipfels
2008 endlich voll und ganz in
Politik umzusetzen. „Wir rufen
Bund und Länder auf, gerade
jetzt in Bildung zu investieren
und in gesamtstaatlicher Ver-
antwortung die Voraussetzun-
gen für die Bildungsrepublik
Deutschland zu schaffen“, er-

klärte der VBE zum Weltlehrer-
tag am 5. Oktober 2009. Die
Organisation ist Mitglied der
Bildungsinternationale (BI), in
der weltweit fast 30 Millionen
im Bildungswesen Beschäftig-
te organisiert sind. „Kern der
Bildungsrepublik Deutschland
muss sein: Staat zu machen
mit starken Schulen“, sagte
VBE-Bundesvorsitzender Udo
Beckmann. �

> VBE

Bildungsrepublik ver-
wirklichen

> Udo Beckmann, 
Bundes vor sitzender des VBE

> Polizeispiegel | dbb Seiten | November 2009
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Eine Studie, die die finanziel-
len Auswirkungen der Neuord-
nung des gesetzlichen Mess-

wesens beleuchten soll, ist am
8. Oktober 2009 im Bundeswirt-
schaftsministerium in Berlin
vorgestellt worden. Der BTE,
Gewerkschaft Mess- und Eich-
wesen, war durch den Bundes-
vorsitzenden Ewald Schmidt
und den stellvertretenden
Bundesvorsitzenden Ronald
Kraus vertreten. 

Vorgestellt wurden von den
Gutachtern verschiedene Mo-
delle zur Privatisierung. Dabei
wurde von einer Einsparung
von 7,38 Millionen Euro insge -
samt bei allen eichpflichtigen
Messgeräten für die Messgerä-
teverwender ausgegangen.
Selbst Vertreter der Wirtschaft
bezweifelten dies. Die Studie
unterstellt, dass zehn Jahre
nach der Novellierung etwa
zehn Prozent der Eichungen bei
den Eichbehörden verbleiben.
Nach dieser Übergangsfrist
stünden von heute 1 470 Stel-
len rund 1 066 zur Disposition,
die nicht mehr durch Einnah-
men aus der Eichgebühr ge-
deckt werden könnten. BTE-

Bundesvorsitzender Schmidt
nannte dies „unvorstellbar“.
„Wir erwarten nun endlich,
dass auch die Experten der
Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt und der Landes-
eichbehörden beteiligt und de-
ren Meinungen ernst genom-
men werden“, so Schmidt. �

> BTE

Kritik an Studie zur Neu-
ordnung des Messwesens

> Bundesvorsitzender Ewald
Schmidt,Vorsitzender des BTE

Die Einigung von CDU/CSU
und FDP bei den Koalitionsver-
handlungen auf Eckpunkte bei
der Inneren Sicherheit stoßen
bei der Deutschen Polizeige-
werkschaft (DPolG) auf Zu-
stimmung. DPolG-Bundesvor-
sitzender Rainer Wendt sagte
am 16. Oktober 2009: „Auf die
Justiz kommt eine größere Ver-
antwortung zu. Mit der Ent-
scheidung, einen Ermittlungs-
richter am Bundesgerichtshof
über Online-Durchsuchungen

> DPolG

Zustimmung zu 
Sicherheits-Eckpunkten 

> Rainer Wendt,
Bundesvor sitzender der DPolG

Personal dies geschehen soll.
„Pauschale Zahlen, wie jetzt
von den angehenden Koalitio-
nären veröffentlicht, führen zu
großer Verunsicherung bei den
Kolleginnen und Kollegen, die
schon heute unter einer immer
weiter steigenden Aufgaben-
last leiden“, so Schwitzer. �

> Info

Kein Tariftreuegesetz 

Der dbb mecklenburg-vor-

pommern hat enttäuscht

auf das Nein der CDU zum

SPD-Vorschlag für ein Tarif-

treuegesetz reagiert. Es soll-

te ausschließlich für den öf-

fentlichen Nahverkehr in

dem Land gelten, doch auch

das hält die CDU für über-

flüssig. „Das ist ein Schlag in

die Gesichter der betroffe-

nen Mitarbeiter, vor allem

im Eisenbahnbereich“, sagte

Landeschef Dietmar Knecht

am 7. Oktober 2009 in

Schwerin. �
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Zum Auftakt der Koalitions-
verhandlungen hat der BDZ
an Spitzenpolitiker von Union
und FDP appelliert, die Ein-
heit der Zollverwaltung nicht
zu gefährden. In einem
Schreiben an die Mitglieder
der Arbeitsgruppen Steu-
ern/Haushalt/Finan zen und
Innen betonte BDZ-Chef
Klaus H. Leprich am 9. Ok -
tober 2009 die Rolle des Zolls
als Einnahmeverwaltung und
Teil der Sicherheitsarchitektur
müsse nicht neu definiert
werden. Im Interesse eines
modernen, prozessorientiert
und wirksam handelnden
Zolls mit motivierten Be-
schäftigten dürfe es keine
Verlagerung von Aufgaben
und keiner erneuten Struk-
turveränderungen geben. So
gehöre die Kontrolle des
grenzüberschreitenden Wa-
renverkehrs zu den Kernauf-
gaben des Zolls und nicht in
polizeiliche Zuständigkeit. Ei-
ne Korrektur vermeintlicher
doppelter Zuständigkeiten zu
Lasten des Zolls lehnte der
BDZ ab. �

> BDZ

Zoll nicht spalten 

> Klaus Hilger Leprich,
Bundesvor sitzender des BDZ

Einen Stillstand in der Landes-
verwaltung befürchtete der
dbb hessen. „Der von der Lan-
desregierung vorgelegte Fi-
nanzplan engt die Möglichkei-
ten für künftige Tarif-, Besol-
dungs- und Versorgungsanpas-
sungen erheblich ein“, sagte
der Landesvorsitzende Walter
Spieß am 4. Oktober 2009. Die
Landesregierung hat in dem
im Landtag vorgelegten Fi-
nanzplan festgeschrieben,
dass auch künftig Gehalts- und
Versorgungsverbesserungen
für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im öffentlichen
Dienst des Landes Hessen
durch Einsparungen in den
Ressortbudgets erwirtschaftet
werden müssen. „Dieses den
Gürtelengerschnallen wird 
negative Auswirkungen auf die
Stellensituation in der Landes-
verwaltung haben“, warnte
Spieß. „So wird die Möglich-
keit, junge, neu ausgebildete
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zu gewinnen, erheblich
eingeschränkt werden.“ �

> dbb hessen

Furcht vor Stillstand in
der Landesverwaltung

> Walter Spieß, 
Vorsitzender des dbb hessen

Für eine engere Erziehungs-
partnerschaft von Elternhaus
und Schule hat sich der Vorsit-
zende des Deutschen Philolo-
genverbandes (DPhV), Heinz-
Peter Meidinger, ausgespro-
chen. Angesichts der immer
schwieriger werdenden ge-
meinsamen Erziehungsaufga-
be sei es unbedingt erforder-
lich, dass Schule und Eltern
vertrauensvoll und eng zu-
sammenarbeiteten, sagte der
DPhV-Chef am 5. Oktober
2009 anlässlich des Weltleh-
rertages.

„Es ist nicht richtig, wenn El-
tern nur bei Ordnungsverstö-
ßen und Lernschwierigkeiten
ihrer Kinder eine Rückmeldung
aus den Schulen erhalten und
es ist genauso unbefriedigend,
wenn Eltern sich nur bei Lehr-
kräften und Schulleitungen

melden, wenn sie Beschwer-
den oder Forderungen geltend
machen wollen. Wir brauchen
eine Kultur des regelmäßigen
und vertrauensvollen Kontakts
von Elternhaus und Schule“, so
Meidinger. �

> DPhV

Erziehungspartnerschaft
stärken

> Heinz-Peter Meidinger,
Bundesvorsitzender des DPhV

Am 6. Oktober 2009 fand die
Anhörung zum Personalhaus-
halt des nordrhein-westfäli-
schen Landeshaushalts 2010
statt. Für den dbb nrw erinner-
te Landesvorsitzender Meinolf
Guntermann daran, dass so-
wohl Landtag als auch Landes-
regierung in der Vergangen-
heit anerkannt hatten, dass
den Beamtinnen und Beamten
in NRW eine Vielzahl an
Sonderopfern zugemutet wor-
den ist. Wichtiger als diese Er-
kenntnis sei jedoch die Zusage
gewesen, dass damit ab 2009
Schluss sein und die Ungleich-
behandlung von Beamten und
Tarifbeschäftigen ein Ende ha-
ben sollte. Als ein deutliches
Signal in diese Richtung for-
derte Guntermann deshalb die
Rückgängigmachung der Kür-
zungen beim Weihnachtsgeld
und die anschließende Integra-
tion in die Grundgehaltstabel-
le ab 1. Januar 2010. Für ein
Wiederaufschließen der Beam-
tenbezüge an die finanziellen
und strukturellen Entwicklun-
gen im Tarifbereich wäre die
Anhebung des Weihnachtsgel-
des ein erster zukunftsweisen-
der Schritt, so Guntermann. �

> dbb nrw

Kürzungen rückgängig
machen

> Meinolf Guntermann,
Vor sitzender des 
dbb nordrhein-westfalen

befinden zu lassen, kann die
Polizei leben. Die Vorratsdaten-
speicherung auszusetzen, bis
das Bundesverfassungsgericht
darüber urteilt, erachten wir
als sinnvoll, um endlich Rechts-
sicherheit zu bekommen. 

Die DPolG appelliert an die
neuen Koalitionäre, Sicher-
heitsgesetze gründlicher zu 
erarbeiten als ihre Vorgänger.
Das Einkassieren von Geset-
zen durch das Bundesverfas-
sungsgericht muss ein Ende
haben.“ �

> Info

Zukunftsentscheidungen angemahnt 

Der Bund Deutscher Forstleute (BDF) hat in einem offenen Brief an

die Abgeordneten des 17. Deutschen Bundestages „zukunftsweisen-

de Entscheidungen“ für den Bereich der Forst- und Umweltpolitik ge-

fordert. Unter anderem mahnte der BDF mehr Qualifikation der

Forstleute und einen Mindestlohn für den Bereich der Forstwirtschaft

an. Zudem sollten die Erlöse aus dem im Kyoto-Protokoll vorgesehe-

nen Verkauf von Emissionszertifikaten auch für die vom Klimawandel

besonders betroffene Forstwirtschaft verwendet werden. �
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Eine schnelle Zigaret-
tenpause – wollte ein 42-
jähriger Berliner auf dem Gie-
ßener Hauptbahnhof einlegen.
Er stieg aus dem Zug, zündete
sich genüsslich eine Zigarette
an und verpasste es, rechtzei-
tig wieder einzusteigen. Weil
seine Freundin aber im Zug
saß, wollte er unbedingt mit-
fahren und klammerte sich
nach kühnem Schwung an ein
geöffnetes Fenster. Belmondo
hätte es in seinen besten Zei-
ten locker geschafft, ins Zugin-
nere zu klettern, der Raucher
blieb hängen. Nach 700 Me-
tern bemerkte ihn ein Fahrgast
und zog die Notbremse. Länger
hätte er sich ohnehin nicht
mehr festhalten können, er-
zählte der Pechvogel, der trotz
Glück im Unglück mit einem
Strafverfahren rechnen muss,
später der Bundespolizei.

Ein schlechtes 
Geschäft – machte ein 20-
jähriger Dealer in der Innen-
stadt von Frankfurt/Main. Er
sprach zwei Männer an, die
mit ihren Fahrrädern aus einer
Tiefgarage auf die Albusstraße
fuhren, ob sie etwas zu rau-
chen kaufen wollten. Nachdem
sie Interesse bekundet und ei-
ner der Angesprochenen den
Preis für die angebotenen
2,2 Gramm Marihuana von 30
auf 25 Euro drücken konnte,
wurde man sich handelseinig.

>

> Doch statt der Geldbörse zück-
ten die vermeintlichen Kunden
ihre Polizeiausweise und nah-
men den völlig überraschten
Dealer fest. Eher dumm als
dreist von ihm, seine Geschäf-
te an der Tiefgaragenausfahrt
des 1. Reviers zu machen.

Ein junger Sphagetti-
liebhaber – wurde von der
Polizei regelrecht aus dem Ver-
kehr gezogen. Zwei Uhr mor-
gens fiel einer Streifenwagen-
besatzung in Lippstadt ein Pas-
sat auf, der in Schlangenlinien
und mit eingeschalteter Innen-
beleuchtung durch die Straßen
kurvte. Die Polizisten stoppten
den Wagen und fanden hinter
dem Steuer einen 17-Jährigen,
der sich während der Fahrt an
einer großen Portion Spaghetti
gütlich getan hatte. Die Schüs-
sel mit der italienischen Nu-
delspezialität stand noch auf
dem bekleckerten Beifahrer-

>

sitz. Den Passat hatte er von
seiner Oma ohne deren Wissen
„ausgeliehen“, einen Führer-
schein besaß er zwar nicht, da-
für hatte er aber reichlich Alko-
hol im Blut. Nach der Blutprobe
wurde der mobile Feinschme-
cker von den Beamten bei sei-
ner Mutter abgeliefert.

Ein echtes Bundesver-
dienstkreuz – sucht seinen
Besitzer. Es wurde in einem der
Fundbüros der Bahn abgege-
ben. Der Orden gehört zu den
rund 220 000 Fundsachen, die
sich Jahr für Jahr im Bahnbe-
reich finden. Zumeist sind es
Schirme, Mäntel, Handys oder
Gepäckstücke, doch auch Kurio-
sitäten wie ein Kühlschrank
oder das Bundesverdienstkreuz
gehören dazu. Gut 50 Prozent
der verlorenen Dinge können
an ihre Besitzer zurückgegeben
werden. Circa 15 000 Fundsa-
chen werden überdies pro Jahr
versteigert, aber ein Zuschuss-
geschäft bleibt der Service, um
den sich 65 Mitarbeiter küm-
mern, allemal. Übrigens gehen
insgesamt etwa 400 000 Ver-
lustmeldungen jährlich im
Bahn-Fundbüro ein. Offenbar
finden zahlreiche zurückgelas-
sene Gegenstände schnell neue
Besitzer.

Einen einsamen Re-
kord – hält offenbar ein 
77-jähriger Autofahrer aus 
Peine. Aufgefallen war er der
Polizei, weil er an Kreuzungen
mit Vollgas und schleifender
Kupplung anfuhr, seinen Pkw in
starken Schlangenlinien fortbe-
wegte und mehrfach den rech-
ten Grünstreifen touchierte.
Zur Rede gestellt, gab er an
wetterbedingt sich ein wenig
schwindlig zu fühlen, ansons -
ten seine Fahrweise aber für
angemessen halte. Seinen Füh-
rerschein habe er zuhause ver-

>

>

gessen. Eine Überprüfung er-
gab indes, dass ihm die Fahrer-
laubnis bereits 1958, also vor
51 Jahren, entzogen worden
war. Immer wieder war er wegen
Fahrens ohne Führerschein
verurteilt worden, doch damit
hat es nun ein Ende: der Pkw
des Seniors steht zum verkauf.

Ein echter Bücher-
narr – liest nicht nur viel und
ausdauernd, er sammelt seine
Bücher auch und trennt sich
nur im Notfall von ihnen. Die-
ser Notfall ist jetzt bei dem
Niederländer Hans Bauer aus
Groningen eingetreten, der
seit Jahrzehnten alles liest und
aufbewahrt, was ihm unter die

>

Finger kommt – außer Science
Fiction. In seinem kleinen Do-
mizil finden gerade mal ein
Bett, zwei Stühle und ein
Tischlein Platz, den Rest der
Wohnung hat der Senior mit
Büchern derart zugestapelt,
dass der Hausbesitzer erhöhte
Brandgefahr befürchtete. Per
Gerichtsbeschluss wurde dem
Bücherwurm auferlegt, sich
von 5 000 seiner Schmöker zu
trennen. Bauer zeigte sich ein-
sichtig und räumte ein, sein
Hobby sei zwar etwas aus dem
Ruder gelaufen, aber in seiner
Wohnung finde sich immer
noch Plätzchen für einen 
Gast. sm

Vorsicht
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